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I.
Ziel und Hauptformen der (Überprüfung fehlerhafter 
Gerichtsentscheidungen
Die von und GcrccAdyAetY gehört zu den
wichtigsten Aufgaben des Gerichtes im sozialistischen Zivilverfahren. Auf­
grund dieser Aufgaben ist es einerseits Pflicht des Gerichtes, die materiell- 
und verfahrensrechtlichen Bestimmungen, die sich auf die unter Beurtei­
lung gezogene Zivilangelegenheit beziehen, streng einzuhalten, anderer­
seits den der objektiven Wahrheit entsprechenden Tatbestand aufzudecken 
und eine im Einklang mit den Rechtsregeln stehende Entscheidung zu 
treffen und somitden Parteien zukommenden Rechtsshutz zu gewährleisten.
Die vom Gericht getroffene Entscheidung entspricht jedoch — aus 
unterschiedlichen Gründen -  nicht immer den sich aus der Realisierung 
von Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit ergebenden Forderungen und ver­
letzt dadurch MMcA ycmem.scAn/tL'cAe / ydcre.s'.sen.
Es ist offensichtlich, dass die Möglichkeit des Treffens solcherart feh­
lerhafter Gerichtsentscheidungen von jedem Rechtssystem die Ausgestal­
tung solcher Rechtsinstitutionen verlangt, unter Anwendung derer es zur 
Anfechtung und Änderung der Gerichtsentscheidung kommen kann. Diese 
Rechtsinstitutionen sind — in erster Linie, aber nicht ausschliesslich — die 
Rechtsmittel, deren Wichtigkeit durch das von ihnen zu erreichende Ziel 
bestimmt wird: Gef-AArfcMtMity das Adrett /¿crAtssc/odzas.
Die M?tfer.scA:edItcAen, Eor?no? der Überprüfung fehlerhafter Gerichts­
entscheidungen sind auch in den Zivilverfahrensrechten der sozialisti­
schen Länder bekannt und werden von vielen Gesichtspunkten aus 
nAttL'cA geregelt.* Das Thema meines Vortrages behandle ich natürlich 
auch im weiteren unter Zugrundelegung der Regeln des geltenden unga­
rischen Zivilverfahrensrechtes, wobei ich jedoch auf die wesentlichen 
Abweichungen der Zivilverfahrensrechte anderer sozialistischer Länder 
verweise.
Vor Darlegung der geltenden Regelung muss ich aber — im Interesse 
des besseren Verständnisses — folgende Vorbemerkung anbringen:
* Text des vom Verfasser am 14, Juni 1985 ander Johann Wolfgang Goethe-Univer­
sität (Frankfurt a.M.) gehaltenen Vortrages
In Ungarn war von 1915 bis 1953 das Gesetz I des Jahres 1911, die 
sogenannte a&e ZA'dproxes.yordMMMy in Kraft. Dieses nach fast drei Jahr­
zehnte lang dauerneier Vorbereitungsarbeit angenommene, die Wirkung 
der de?dsc/;e?; Dcr/p.s'dcywaG/' spiegelnde Gesetz^ war eine überall in Europa 
anerkannte Rechtsschöpfung von hohem Niveau der Kodifikationstech­
nik. Während der Gültigkeit der alten Z P O —zumindest bis 1951 — beru­
hte das System der ordentlichen Gerichte, die für Zivil- und Arbeitsrechts­
sachen zuständig waren, auf den vier Grya?n'.saG'o?;.s.s7;;/cr; der /frcfsyer/r/Je, 
der GeräMsAö/e, der A';'c/d/a/c/a u)id der A*ar;'e. Die Kreisgerichte waren 
erstintanzüche Gerichte, die Richttafieln und die Kurie waren als Rechts­
mittelinstanzen tätig, während die Gerichtshöfe sowohl er.s/cr als auch 
??; zaedcr / ?;.s/a?;z verhandelten. Die erstinstanzliche sachliche Zuständig­
keit war zwischen den Kreisgerichten und den Gerichtshöfen kasuistisch 
a;(/yc/ed/. Der Instanzenzug war grundsätzlich dreistufig ausgestaltet. 
Erstinstanzliche Urteile konnten mit der Berufung, Berufungsurteile mit 
der Revision un Beschlüsse mit der Beschweide angefochten werden, und 
zwar beim jeweils nächsthöheren Gericht.^
ln  den Jahren nach dem zweiten Weltkrieg aber kam es in unserem 
Land zu bedeutenden Veränderungen, sowohl innerhalb der Gerichtsor­
ganisation als auch des Rechtsmittel Verfahrens.'* Der Aufbau der ordent­
lichen Gerichtsbarkeit wurde vereinfacht, indem der //¿er/'o/Miaeae tier- 
-s/a/i'ye durch einen drc:'.sA;//yea /la/Aaa erzetzt wurde. Die allgemeinen Ge­
richte sind dreistufig gegliedert:
a^ ) Die ördtcAca Gerfc/de sind die Gerichte der sinteren Stufe. Sie sind 
yr;o;d.s-ä/z/;'c/; in allen Zivil-, Familien- und Verwaltungsrechtssachen in 
erster Instanz xiM/änd/y, sofern nicht ausdrücklich die sachliche Zu­
ständigkeit eines höheren Gerichts begründet ist.
/0 Auf der mittleren Stufe sind das Zdu?;p/s/äd/Mc/;e Ger;'c/d und die 
A' ami'dd.s'ye? AA/c tätig, D; cr.s/er /?;.daMs sind sie nur aasaa /; w;.s?refse za- 
dä;;d;y. Von yrö^erew; praktischem Gea;c/d ist die z;;c;Y?iN/aMz/:'c/;e Recht­
sprechungstätigkeit der Komitatsgerichte bzw. des Hauptstädtischen Ge­
richtes. d ie /ä r ordeadd/ie A'er/d.sw dA/ gegen Entscheidungen der örtlichen 
Gerichte zuständig sind.
Höchstes Organ der Rechtsprechung ist das Oberste Gericht. Als 
CeGr/d entscheidet es in jeder beliebigen Rechtssache, 
die der Präsident des Obersten Gerichts in Ausübung seines Evokations­
rechtes vor das Oberste Gericht gebracht h a t; als wird
es tätig bei ordentlichen Rechtsmitteln gegen erstinstanzliche Entschei­
dungen der Komitatsgerichte und des Hauptstädtischen Gerichtes.
Paralell zur Einführung des dreistufigen Gerichtssystems wurde auch 
der /a.s/aazcazay ccrAarx/, indem die Rechtsmittel der Revision und der 
Beschwerde abgeschaft wurden. Von da an kommt in den Zivilprozessen 
a/.s Drye&nY.s der Dera/aMy der einstufige Rechtszug zur Geltung. Gleich­
zeitig wurde aac/i .soaycA'.sc/;e/a J/ac/er die Möglichkeit, rechtskräftige Ge­
richtsentscheidungen im Interesse der Gesetzlichkeit vom Amts wegen 
beim Obersten Gericht anzufechten, sukzessive eingeführt A
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Nach Umgestaltung der Gerichtsorganisation und Modifizierung der 
einzelnen wesentlichen Verfahrensregeln nahm das Parlament das bisher 
bereits dreize/iTMHH? modifizierte Gesetz III  des Jahres 1952 über die Zivil­
prozessordnung an. Dieses Gesetz bewahrte zum Glück — infolge eines Zu­
falls — die Wirkung der deutschen Rechtsdogmatik. Es ging nämlich 
darum, dass in der Epoche nach der Annahme des Gesetzes XX des Jahres 
1949 übei die Verfassung der Ungarischen Volksrepublik den Mitarbeitern 
der Gesetzesausarbeitung eine ausserordentlich grosse Last auferlegt wurde, 
denn innerAaH kurzer Zeit und /ast aM-snaAmstos mnssten an / dem Ce&iet 
jedes PecAtszweiyes solche nene A'ccAtsreyeietwiii/e re/yertiyt aerden, die den 
von der volksdemokratischen Gesellschaftsordnung verlangten inhalt­
lichen und formellen Forderungen entsprachen. Unter solchen Umständen 
ist völlig verständlich, dass die Mitarbeiter der Gesetzesausarbeitung im 
Laufe der Kodifikation der neuen ungarischen Zivilprozessordnung eine 
solche relativ einfache und schnelle Lösung suchten und fanden, mit deren 
Hilfe die auch gegenwärtig in Kraft befindliche ZPO schon am 6 . Juni 1952 
verkündet werden konnte. Diese Lösung bestand darin, dass die a?te, 
aus 792 § bestehende Zirdprozessordn?my (das Gesetz I des Jahres 1911) 
zu einem 327 § enthaltenden Entwurf exzerpiert wurde, wobei mehrere, un­
ter volksdemokratischen Verhältnissen nicht anwendbare oder über­
flüssige Rechtsinstitutionen und ziemlich viele Detailregeln formellen Cha­
rakters ausgelassen wurden, yieicAzeitiy jedoch die yrnndteyenden Prinzi­
pien des .sozinii.s/McAen Z irdproze.s.srcc/de.s oryuniscA in das System einye5%Mt 
wurden. °
Den Bestimmungen dieser geltenden ZPO zufolge kann die U&erprn- 
/nny fehlerhafter Gerichtsentscheidungen in Ungarn im PnAmen nnter- 
.scAiediic/ier Fe/^d/iren erfolgen. Eine solche Überprüfung — abgesehen 
jetzt von einzelnen solchen Rechtsinstitutionen zur Abhilfe kleinerer 
Fehler und Mängel der Entscheidungen, wie zum Beispiel den Verfahren 
zur Berichtigung und zur Ergänzung der Entscheidung — tritt im allge­
meinen Rahmen des /iern/nays-, des Wiederaufnahme-, sowie das Fer- 
/a/;rcns im Zasammen/rnny mit dem Ge-setzlicMeitsproteat ein. Im folgenden 
gehe ich detailliert auf diese drei Verfahren ein, und versuche zugleich auch 
diejenigen hierzu gehörigen Vorschläge darzuiegen, die bei uns im Laufe 
der nun schon seit drei Jahren im G%ny&e/indtic/!enKodi/'i&ationsnr&eit zar 
any einer neaen Zim'tprozessordnany aufgetaucht sind.
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II.
Das Berufungsverfahren
Das Berufungsverfahren beginnt der BwJeyrory der
Веги/мяу vor dem Gericht erster Instanz oder ihrer хмг Рго?о1-оМуеЬмму. Die 
Berufung gegen die мгс/d ree/d.sl*rä/h'yc Entscheidung (Urtei) oder Be- 
schiuss) des Gerichtes erster Instanz kann die 7*n?7er, der / rderreniea/. 
weiterhin der В^ яаЛзягмсяЙ — auch dann, wenn er am Verfahren noch nicht 
beteiiigt war — und schliesslich de/уеиг'уе, Аомм'/diie/i de.s'.sea die Ald.scAci- 
dwry eure ВееВ'яггямяу ея/Za'd/ (gegen den sich auf ihn beziehenden Teil der 
Bestimmung) einiegen, Die Вегя/мяу-у/'гг'б7 beträgt — gerechnet von der 
Mitteilung der Entscheidung — ./юг/хе/о? 7'яуе, r'/r 1Рег7;яе?рго2ез$см (deren 
praktische Bedeutung in Ungarn seit 1984 in grossem Masse zugenommen 
hat'') drei Тяуе."
Aus oben Gesagtem ergibt sich eindeutig, dass DIE ungarische Re­
gelung — in Übereinstimmung mit der tschechoslowakischen," der jugo­
slawischen*" der kubanischen,'* der mongolischen,*" der in der RSF8R'" und 
der rumänischen** in dieser Hinsicht — sowohl gegen das in der Hauptsa­
che entscheidende Ur/ed als auch yeyen den nicht in der Hauptfrage ge­
troffenen ВезсМяял гммегйяй) yJere/rer 7VrsP" yedern der Beree/d?'yfe?r*" die 
Inanspruchnahme de.s y/e/cAen Ая/егМмяузнпИе?з gewährt. Davon formell 
abweichende, doch das Wesen nicht betreffende andere Lösungen in dieser 
Frage sind auch in einigen anderen sozialistischen Staaten bekannt, so im 
Zivilverfahrensrecht der Albanischen, der Bulgarischen, der Chinesischen 
und der Polnischen Volksrepublik sowie der Deutschen Demokratischen 
Republik.*"
Der ungarischen ZPO zufolge muss in der Berufung als rer/rordBcAes 
/nAedtscr/ordernd.S'
— die A'?d.sr/;erdMMy bezeichnet werden, gegen die die Berufung ge­
richtet ist,
— vorgetragen werden, ¿ямае/егм und aus м?еЫге?н Grrmd der Beru­
fungskläger die Änderung der Entscheidung verlangt.
Die Вегм/яяу rer/му? jedoch neben den obigen notwendigen (verbind­
lichen) Inhaltserfordernissen auch über егем?меИе (nicht verbindliche) 7я- 
/;ad-se?;/brdernMse, zu denen der Gesetzgeber lediglich die Möglichkeit bietet. 
So kann in der Berufung unter anderem:
— auch eine яеме Tatsache behauptet werden, sich weiter hin
— auch auf яеме Вея еме berufen werden und
— auch eine Вея-емегйебмяу verlangt werden, 
wovon das Gericht erster Instanz abgesehen hat*".
Das Gericht erster Instanz ?ede/ die Вегя/мяу — vorausgesetzt, dass 
sie nicht zier Егуа'яхмяу zurückgegeben werden muss oder ohtre gleich welche 
Erwägung, ausschliesslich aufgrund der sich aus den Schriften ergebenden 
Angaben, z. B. weil sie verspätet cingereicht wurde, абуегсгезея werden
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muss -  zusammen mit sämtlichen Schriften des Prozesses dem CerrcM 
ZH'Ci'ter /M.S&2R2 2M ,wenn die Berufungsfrist sämtlichen Berechtigten gegen­
über abgelaufen ist bzw. die Berufung von sämtlichen Berechtigten ein­
gelegt wurde.
Das Gericht zweiter Instanz kann in <S'ac7;c der liera/any auf zweierlei 
Art entscheiden: a%a9er7;aI7< einer Fer^andJMny oder in einer FerAa?:d7?tny.
AiM.ser/;rdi) einer VerMndinny, in einer geschlossenen Sitzung des Se­
nats wird die Berufung vom Gericht zweiter Instanz dann entschieden, 
wenn
n ) die Entscheidung des Gerichtes erster Instanz wegen A?in.sieMnny 
de,s Prozesses bzw. wegen yerüetznny u&ssent%i<*7:er /ieycin des Verfahrens 
erster Instanz aufgehoben werden muss;
&J sich die Berufung nur auf die Troy^ny der Proxess7'os/e?i oder deren 
Summe bezieht, weiterhin auf die nicht entrichtete CeM/tr, sowie die 
Zahlung der vom Staat rorye.sc7;osse?:eM und nicht vergüteten Ao.siea,'
c d i e  Berufung sich nur auf die tor7öii/Yye Po77s7rec№arAed, die Pr- 
/MHitnys/Hs/. die 77a/e??zo7d?wy oder die ZinszoMway bzw. deren 17ass be­
zieht ;
dJ die fotAesinndsnrdssfye ;o;d rec7dPe7;e PeMrTe77^ ruy der PoeAe e:?r/de7r 
ist, ausgenommen, wenn Beweisaufnahme zulässig is t ;
e ) die Berufung m Verbindung mit einem Prozess an/ 77n/er/nd/, der 
auf Gesetz beruht, oder an / Ge^ MrtsA-osten eingelegt wurde, und lediglich die 
Summe des Unterhaltsbeitrages (der Geburtskosten) strittig ist.
Die Erledigung der Berufung ausserhalb einer Verhandlung — die 
übrigens auch in tschechoslowakischen, jugoslawischen, chinesischen und 
polnischen Zivilverfahrensrecht bekannt ist*" — ist in Ungarn im Interesse 
der Pcre7??/or7;?o;y ?i?;d PescA7etinä/?fny des V erfahrens seit dem 1. Januar 
1973 anwendbar. Diese in der Praxis bewährte,^ doch die Grundprinzipien 
der Mündlichkeit, Unmittelbarkeit und Öffentlichkeit verletzende Rechts­
institution wird aber in der letzten Zeit in der ungarischen Rechtsliteratur 
von mehreren Autoren — darunter auch von mir — stark angegriffen,^ 
da sie im Gegensatz zu einer internationalen Verpflichtung des Landes 
steht. Die Ungarische Volksrepublik hat sich nämlich dem auf der XXI. 
Sitzung der Vollversammlung der Vereinten Nationen am 16. Dezember 
1966 angenommenen Internationalen Abkommen über die Zivilen und Po­
litischen Rechte angeschlossen und dies in der Verordnung mit Gesetzes­
kraft Nr. 8 des Jahres 1976 verkündet. Dem Punkt 1 von Absatz 14 des 
Abkommens zufolge aber ,,hat jeder das Recht, dass . . . über seine Rechte 
und Pflichten in irgendeinem Prozess durch ein vom Gesetz aufgestelltes 
unabhängiges und unparteiisches Gericht in einer gerechten und öffent­
lichen Verhandlung geurteilt wird". Die zitierte Bestimmung des 
Abkommens verlangt also — meiner Meinung nach — in unserem Land das 
Verbot der Erledigung der Berufung ausserhalb einer Verhandlung in 
jedem solchen Fall, in dem sich unter den Prozessparteien auch eine na­
türliche Person befindet.
Als Lösung würde sich jedoch in diesem unzweifelhaften Dilemma die 
entsprechende Modifizierung der Regeln der ungarischen ZPO bieten, wozu
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sich jetzt, im Laufe der Kodifikation der neuen ZPO auch die Gelegenheit 
bieten wird. Ich denke nämiich daran, dass die PcMPedMay der Pe/^Jday 
u;es.s'er/^ u№ ewer Fe/A^aidiHJiy in dem Fai! nicht im Gegensatz zum Ziel und 
Text der zitierten Vorschrift des Abkommens steht, wenn ihr die im Pro­
zess als Partei vorgehenden MfddrPcAe?: Peremen zMepHMnen. Deshalb .<?oMe 
das Gericht erster Instanz in seiner Entscheidung die Parteien — wenn es 
unter ihnen Ma;%rPcAe Per.soH.eMyi6i -  belehren, dass wenn M-eder die Beru­
fung einlegende Partei, ?K?rdt die gegnerische Partei binnen der Herufun^s- 
ftist die PcMr/edMay der Per;/yMwy einer 1 erAa/;dinny ¿teuniruyea, das als 
.sb'd.sc/oeeiyeM.de zur Beurteilung der Berufung ausserhalb einer
Verhandlung zählte- So würde dem, dass die den Prozess beschleunigende 
und vereinfachende Institution der Beurteilung der Berufung ausserhalb 
einer Verhandlung -  die vielleicht auch von einem Einzelrichter durch­
geführt werden könnte^ — auch in Prozessen von natürlichen Personen 
eine Anwendung finden, im gegebenen Fall auf Grund des Prinzips „nui 
tacet, consentit", nichts im Wege stehen.
/n  der //uMpts'ucAe wird die Berufung von den ungarischen Gerichten 
zweiter Instanz in etwa 10 — 15 Prozent der Fälle ausserhalb einer Ver­
handlung beurteilt. Die Prozentrate ist bei den Wirtschaftsprozessen — in 
denen die Gerichte über Rechtsstreite zwischen Wirtschaftsorganen ent­
scheiden -  höher. In Kenntnis dieser Daten ist es offensichtlich, dass die 
/PtMp(/brw der 7?:erdorMc%<-n. Pgi/Ped^y der Per/^^ay die Beurteilung in 
einer Fer/iandinny isi. Eine V erhandlung wird gehalten, wenn die vorher 
genannten gesetzlichen Voraussetzungen der Beurteilung der Berufung 
ausserhalb einer Verhandlung nicht erfüllt sind. Es ist aber zu bemerken, 
dass auch in diesem Fall der Vorsitzende des Senats des Gerichts zweiter 
Instanz das Recht hat, eine Berufungsverhandlung anzuberaumen, wenn 
er die Sache aus irgendwelchem Grund nicht ausserhalb einer Verhandlung 
beurteilbar hält.
Bei der meritorischen Beurteilung der Pern/nny —und in diesem Kreise 
natürlich vor allem bei der PeMr/edn??y in einer Fer/MiMdlMny — ist die 
Befugnis des Gerichts zweiter Instanz eine zentrale Frage. Der geltenden 
ungarischen Regelung gemäss sind es der Z?er?(/nnyNun/ruy und [der Pem- 
ynny.syeyc??nniray, die d;e VinP/nen der Per nyMny.srerAan din ny meistens be­
stimmen. Diese Anträge können bis zur Schliessung der Berufungsver­
handlung sogar mehrmals geändert werden, doch unter den folgenden 
beschränkenden Bedingungen:
*7^  Berufungsverfahren Avtnn die Aioyc nic/d yednderi werden, und 
der Pcrnynny.scodrr/y. beziehungsweise der Berufungsgegenantrag 
kann auf den mit Berufung (Gegenantrag) nicht berührten Teil des erst­
instanzlichen Urteils — da dieser schon eine ,.Teilrechtskraft" erlangt hat 
— nicht ausgedehnt werden. Das Gericht zweiter Instanz verfügt im Rah­
men der Berufungsverhandlung über eine ziemlich umfangreiche Befugnis 
und kann nicht nur die Ge.sePdic/Ped der angefochtenen erstinstanzlichen 
Entscheidung prüfen, sondern kann — wenn es das für erforderlich hält — 
in der Verhandlung auch eine PeucisenT/nn/one anordnen ?md dnre^yi/Aren, 
um den richtigen Tatbestand feststellen zu könnend*
Í7 2 ______________________________ JÁNOS NÉMETH
In Ungarn funktioniert im zweiten Rechtszug schon seit fast dreissig 
Jahren das sogenannte ,.gemischte" Rechtsmittelsystem. Dieses als Er­
gebnis der in den fünfziger Jahren geführten heftigen Diskussion ausge­
staltete System versucht die vorteilhaften, die Verwirklichung des Ziels 
des Prozesses fördernden Lösungen der reiormatorischen, kassatorischen 
und Revisionsrechtsmittelsysteme miteinander zu kombinieren.^ Von den 
verschiedenen Kombinationsmöglichkeiten hat der Gesetzgeber bei uns 
eine solche angenommen, die bezüglich der Beurteilung der Berufung dem 
Gericht zweiter Instanz soM'o7d die da/TieAMay der Entscheidung des Ge­
richts erster Instanz ede oae7? do.s Paisri/eidett in der //uMpisoelie ermöglicht.
Das Gericht zweiter Instanz kann die Entscheidung des Gerichts er­
ster Instanz mit einem ße.sc7dM.ss entweder /ad Pia.s'7e77aay des Prozesses — 
wenn deren im Gesetz bestimmte Voraussetzungen erfüllt werden — oder 
o7?ae Pia.s'7eda??y des Prozesses aufheben.
Die Aufhebung der Entscheidung des Gerichts erster Instanz geschieht 
o7;ae Pöt.s/edaay des Prozesses ?reye?t Per/e/zMay der Pe?yoAreasaorsrAr(/?e?i 
solcher Art. die nicht zur vollkommenen Einstellung des Prozesses führen, 
sondern nur die Wiederholung des erstinstanzlichen Verfahrens verursa­
chen. Abhängig von den verschiedenen Verletzungen der Verfahrensvor­
schriften ist das Geericht zweiter Instanz entweder te?y?/7ic7de7 die Ent­
scheidung des Gerichts erster Instanz aufzuheben oder 7aaa das aoe7? 
-seiae/a Praie.s.se?? iolgendermassen tu n :
Das Gericht zweiter Instanz ist ver??/7ic7??e%, die Entscheidung des 
Gerichts erster Instanz — o7;ae TP??.sc7?rda7*aay durch den Tiera/aay.s — 
(Anschlussberufungs ) a/droy bzw. de?/ Pcr?t/aay.syeyeaa??ÖYty — mit einem 
Beschluss aufzuheben und die Sache zar er?teaiea Per7?o??d7?iay ?tad Pai- 
.se7?eid????y an das Gericht erster Instanz zurückzuverweisen, wenn
— das Gericht erster Intanz ??ir7d tor.se7??'i/'ts/ads.siy 6e.se^ zi a or oder
— bei der Entscheidung eia PicTder mitwirkte, dem gegenüber laut 
Gesetz ein A a.s.sr7? lie.s'.sioiy.syraad 7'C.s/oad.
^7 P7e A?(/*/?e7?aay de?* Pa7ec7;e?'daay des Gerichts erster Instanz ist 
aic7d t-e?7?'ad7?'cÄ, sondern hängt vom Ermessen des Gerichts zweiter In­
stanz ab, wenn die Wiederholung bzw . Ergänzung der Verhandlung aeyea 
PerJefzatty yraadieyeader Por.se7?r;//ea des Gerichts erster Instanz nötig ist. 
In diesem Falle kann das Gericht zweiter Instanz die Entscheidung des 
Gerichts erster Instanz — o7?ae Pi?;.sr7;rd?tl*aay durch den Berufungs- 
(Anschlussberufungs ) antrag, bzw. de?/ Pera/May^yeyeaoatroy — mit einem 
Beschluss aufheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und E nt­
scheidung an das Gericht erster Instanz zurückverweisen.
c^ ) Ebenfalls aic7d ter&iad7ie7? i.s7 die Aa/7?e5aay der Pa/sc7?eidaay des 
Gerichts erster Instanz, wenn eine aat/drtyreicAe oder tolle tFieder7?oIa??y 
bzw. P?yäazt???y de.s Pe??ei.sre?/o7;rea.s aö/iy is/, ohne aber, dass die in den 
obigen Punkten —7?7 detaillierten Aufhebungsgründe bestehen würden, 
ln  diesem Falle loaa  das Gericht zweiter Instanz die Entscheidung des 
Gerichts erster Instanz — jedesmal in Rahmen des ße?'a/M??y.s- (Anschluss­
berufungs) oairays und de.s Pertt/ttayeyeyeaYiatray.s — nach seinem Ermessen
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nn/AeAen und die Sache ín diesen? 77nAn;en zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung an das Gericht erster Instanz zurückverweisen.
Das Gericht zweiter Instanz CMisvAcidf/ in der 77nnptsaeAe bei der Be 
urteitung der Berufung in ah den Fähen, in denen es die Entscheidung des 
Gerichts erster Instanz aufgrund eines der erwähnten Gründe nicht auf­
gehoben hat. Wenn die Entscheidung des Gerichts erster Instanz n:erdo- 
riseA ricAliy ist, wird sie vom Gericht zweiter Instanz Aesddiy?, im entgegen­
gesetzten Fall wird die Entscheidung des Gerichts erste?' Insta?iz ganz oder 
zum Teil yeünderh
Der Gesetzgeber hat die wichtigsten Elemente der Befugnis des Ge­
richts zweiter Instanz in Ungarn wie oben erwähnt bestimmt, um die 
schnelle, wiitschaftliche Beurteilung der Zivilprozesse zu gewährleiste??. 
Das so a??sgeste!tete yc?ni.sc7de 77ec7d.s'mide7.sy.s7ew weicht wesentlich vo?i 
dem i?i albanischen, mongolischen, rumänische?? Zivilverfahre?i und in 
der RSFSR geltende?? kassatorisch-revisionistische?? Rechtsmittelsystem 
ab,sc gleichzeitig zeigt es aber viele Ähnlichkeit mit den Syste??ien, die 
vom bu!ga?'ische?r, tschechoslowakischen, jugoslawischen und polnische?? 
ZYG, sowie von der chinesische?? ZPG und der ZPO der DDR geregelt wer- 
dei?.3? Meiner Mehiung nach si??d aber solche rlAweicAnnyen auch bei der 
Regeimig der selten Rechtsinstitutio??en der ei??zel??e?i sozialistischen Staa­
ten rö?h'y .sc7 As- rere/nnd7ie A. den?? diese veischiedene?? Lösu??gcn ergeben sich 
oft aus de:? historischen T?aditio?ie?i. der geog?aphischen Grösse usw. des 
gegebe??e:? Bandes.
Während der jetzigen Kodifizierung der neuen Zivilprozessordnung 
habe?i die Theoretiker uird Praktiker des Zivilverfahre??srechts in der u?r- 
garischei? Rechtsliteratur ziemlich ;ie7e For-seAinye Aezny7ieA der 2?:M??//?ye?? 
77eye7nny der J5eri?/;??:y gemacht. So ist unter anderem — in? la/ere.s.se der 7?e- 
,scA7enniy??ny dea Fer/hAren^ bzw. der Ferrinyerwny der ArAe?7.s7n^ 7 der 
Gerichte — vorgeschlage:? worden, die Berufung an eine Wertgrenze zu bin­
den, die Berufmigsfrist zu verkürze?i u??d die .1/öy7wA Ae d, die 77e?m/??/?.y M?:- 
-s.serAnfA einer Fer7<%nd?M?iy zn Ae?n7cden, zu erweitere??. Die Nötigkeit der 
baldige?? Abschaffu??g der jetzigen 77i?:.wArdnAnny des Rern/Mny.srerA/.s in 
/1 ?AeiAs.s7rediyAeden, wuide ebenfalls betont um damit das den Bürger?? 
gleich zustchendc zweistufige Ce? ichtsverfahre?? auch auf diesem Gebiet zu 
gewäh?en.
Nebe:? de?i oben erwähnten, sich nur auf einzelne bzw. Teilfiagen der 
Berufu?ig beziehenden Vo?'8chlägen, deren Richtigkeit zuweilen bestreitbar 
ist, isi nne7; ein .soieAer Ac/.nnni, der sich auf die ganze Institutio?? der Be- 
i*ufu??g, auf das Rechtsmittelsystem auswirkt . Das Wesentliche dieses Vor­
schlages ist, dass er — mi/ Ae.s/nnnder 77i'nae7n'na7*nny und ?*elativ AoAe?- 
GeAnAr — den Berechtigte?? die Hn/ecA/nny der /7n7aeAeidnny dea GerirAAs 
zneiie?- 7ns/nnz dnreA Vie r Asien und die Beurteilung dieser dmcA 
ein Gerieid drider 7n.s/nnz ern?öglichei? würde. Dieser Mei?iu??g ??ach kö?i?ite 
der Revisionsantrag — :nit dessen Hille ,,die .Zunahme' der Anträge auf 
Gesetzlichkeitsprotest eingehalten oder rationell und nötig eingesch?ä??kt"3s 
wei den soll — nnaaer der A<n7aeAeidn??y de.s Geri'cAle zweiter Instai?z auch — 
aufgrund der übereinstimmende?? Ai?tiäge der Parteie?i rniter Verzicht auf
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das Berufungs verfahren — ycyca die A7d.se Ac ayca des GericA/.s erster
zugelassen werden (Sprungrevision).
Die Revision war bis 1031 in ungarischen Ziviiverfahrensrecht — ge­
mäss im grossen und ganzen ähniiehen Regein wie im Vorschlag — rds 
ordendicAes Vicr/dswade/ eine AeAaHa/c Vier/;Asm.s/d;d:'oa. Sie wurde aufge­
hoben, ais der viergliedrige Gerichtsaufbau in einen dreigliedrigen umge­
staltet wurde. Ihr Fehlen wird in der letzten Zeit auch von anderen Autoren 
kritisiert und ihre Aufnahme in die ZPO -  unter Unterstützung des 
obigen Vorschlages und durch verschiedene AryMwen/e ergänzt — für nötig 
gehalten .3"
Mehrere bezeichnen dagegen den Vorschlag %&;* die neuerliche Ein­
führung der Revision — in Anbetracht des Erfordernisses der Vereinfa­
chung und Beschleunigung des Verfahrens -- als unbegründet bzw. unnö­
tig.3" Um ihren abweisenden Standpunkt zu begründen, weisen diese Auto­
ren einerseits darauf hin. dass die Anzahl der Anträge auf Gesetzlichkeits­
protest nicht einmal fünf Prozent der Streitigkeiten beträgt (wasaber nicht 
wenig ist!), andererseits darauf, dass die Realisierung des Vorschlages 
ausser aus theoretischen auch aus finanziellen und arbeitsorganisato- 
rischen Gründen unlösbar scheint.
In der Diskussion können natürlich Argumente verschiedener Art 
und Gewichtes pro und kontra gleichermassen vorgebracht werden. Laut 
Statistischen Daten ist es eine unbestrittene Tatsache, dass demgegenüber, 
dass jährlich 85 Prozent der Zivilprozesse rechtskräftig beendet werden 
und nur in 15 Prozent die Berechtigten eine Berufung einlegen,^' die Par­
teien in fast zehntausend Fällen die Anfechtung der rechtskräftigen Ge­
richtsentscheidung mit Gesetzlichkeitsprotest erreichen wollen. Es ist 
auch unbestreitbar, dass unter den sozialistischen Zivilverfahrensrechten 
nur das jugoslawische die Institution der Revision und die dazugehörende 
drittinstanzliche Gerichtsbeurteilung ken n te  Abgesehen davon könnte 
man aber ohne weiteres bei uns die gegenwärtige Lage ändern und anstatt 
der Beurteilung der Rechtsstreite in zwei Instanzen die in drei Instanzen 
vorschreiben. Die Frage ist nur, oA .sie/; dan?d auf dem Gebiet der GeicäA- 
rMM<7 des 7i*ecAAs.scAa/re.s der Betroffenen etwas acscndicA wräm/ern ?eä?df ? 
Ich glaube, es würde sich nicht vieles ändern.
Das Ah'M.srAai/ea o'ae.s aeaen Der/d-swnMeAs in den Gang des Verfahrens 
würde dt'e .scAacdci c Deendá/Mny der Pr02e3.se und dadurch die wirksame Ge­
währung des Rechtsschutzes rerAiadera, und würde gleichzeitig — abge­
sehen jetzt von den sich aus den nötigen organisatorischen Änderungen 
ergebenden persönlichen, finanziellen usw. Folgen — die Arbeitslast der 
Gerichte erhöben. Es ist gar kein Zufall, dass zum Beispiel in der Bundes­
republik Deutschland, aber auch in Österreich in Interesse der Verringerung 
der Arbeitslast der Gerichte und der Beschleunigung des Verfahrens immer 
häufiger der Anspruch nach Einschränkung bzw. völliger Aufhebung man­
cher Rechtsmittel — so konkret der eine drittinstanzliche Beurteilung ge­
währenden Revision — auftaucht.ss Deshalb müsste a,n.s/c?Je der Einführung 
der Institution der ÍAAerprVi/MMy — was übrigens der Gesetzgeber in seinen 
Kodifikationsvorstellungen nicht plant — meiner Meinung nach viel mehr
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Aufmerksamkeit darauf verwendet werden, dass unsere an den Gerichten 
erster und zweiter Instanz tätigen P:r7iter dire verantwortungsvolle Ar­
beit emen; Ao/ien. fachlichen und poiitischen A-n-eaM <3Ms%6e?t 
Dazu wäre es natürlich — über die ihnen zustehende materielle und mo­
ralische Anerkennung hinaus — erforderlich, für einen entsprechenden 
PerscwdstaMd, /fiT/s^rd/te in der Geschäftsordnung, Zeit und Möglichkeiten 
zur ständigen yhc№c/i<?% lkede?'Md?Miy usw. zu sorgen. Dann könnte mit 
Recht erwartet werden, dass das A f^reeni der Drte?7ssprec7;MMy im Verfahret! 
erster und zweiter Instanz gleichermassen 7?edeMte??d yctiotjca tcfrd und da­
durch die Zahl der berechtigten Anträge auf Einlegung des Gerechtigkeits­
protestes sinkt. Der AM.sprMrA auf dritte Beurteilung der Rechtsstreite ist 
nämlich nur dnan wirklich /;ocA. wenn die erste uttd zweite /?c?rr7cd?wy 
Mte/d völlig 2Mrefc7teMd war.
III
Das Wiederaufnahmeverfahren
Die ungarische ZPO regelt die №fedewM/nedoMe des Verfahrens ,,nicht 
als Anfechtungsantrag gegen das Urteil, sondern als Rechtsmittel". 
Der Grund dafür ist. dass die Wiederaufnahme des Verfahrens in Grunde 
genommen genauso die Abhilfe des der Partei angetanen Unrechts erzielt, 
wie die anderen Rechtsmittel. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass 
hier um ein schon Rechtskraft erlangenes Urteil geht, weil sich dieser Um­
stand lediglich auf die Regelung mancher Teilfragen auswirkt, nicht aber 
auf das Wesentliche der Rechtsinstitution selbst.^ D;c ltl'edem?//M<?7'Me 
des Fe/yhAreM.s fst 6et* MMs also -  in Hinsicht darauf, dass sie yeyeu 77ec7ds- 
Trru/7 er7a?iye?:e Ur/ede in Anspruch genommen werden kann — ein %?*- 
.s'.s'c?wdc?d7;'f7/c.s- Pec7dsiMit/e7, das zugelassen ist, wenn
nj sich die Partei <2?// e:ne Tfitsurdie oder efnen Deuefs bzw. eine ?'ec7ds- 
7:w/ö'yc E?d.sc7/e:d;iny eines GerfeA/es oder einer nndeien 7?e7iörde beruft, 
die MM Prozeß vom Gericht m'c7d tieni/ed/ u'Mrde, vorausgesetzt, dass sie 
— im halle ihrer Beurteilung — eine für die Partei günstigere Entscheidung 
zur Folge hätte haben können;
& die Partei wegen einer AYrn/hd des VDc/dcrs, der in der Urteilfällung 
mitgewirkt hat, des Geyners oder eines andere?! yeyen dus Gesetz sae7i_/d77iy 
wurde;
e^ ) dem in Prozess erbrachten Urteil vorangehend bezüglich desselben 
Rechtes sc7;on/rM7;er ein rec7dsZ:rd/7fyes Drted gefällt n'orden u-ar.
Aus diesen taxativ aufgezähltcn Wiederaufnahmegründen ist es offen­
sichtlich, dass die H ¿ederoi//na7iMie des Ie?;/a7irens — nach unserer geltenden 
Regelung — meist nur an Hand ton Gründen_/i'!l*t:se7ier IVatnr in Anspruch 
genommen werden kann, aber gewöhnlich nicht wegen 7nrderie?Irer7d7i'c7;en 
drrtü?nern oder FerletzMuy ton Forse7M*f/7eM des Fer/d7M*e?ts. Aus mehreren 
Gründen wäre eine Änderung der jetztigen Regelung begründet, so dass die
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Anfechtung des rechtskräftigen Urteiis mit Wiedeiaufnahmeantiag min­
destens wegen bestimmten, besonders тезеи^'сАеи. FeilefzMiiyeit der For- 
.scAri/fcii des Fer/h/ircM.s'33 zugelassen werden sollte, so wie das die Zivil- 
verfahrensrechte der meisten sozialistischen Staaten"" bei den Rechtsinsti­
tutionen, die mit unserer Wiederaufnahme des Verfahrens ihrem Inhalt 
nach identisch sind, sich aber ihrer Benennung nach davon in der Regel 
unterscheiden, ermöglichen. Solche Vorschläge wurden in der ungarischen 
Rechtsliteratur schon mehrmals vo rgeb rach t,u n d  sie werden vom Ge­
setzgeber in der Kodifizierungsarbeit hoffentlich berücksichtigt.
Die Derer/äi'y/eit ait/' <S7еРмиу des IFiedciaii/naAmeaii/rayeg — so die 
Parteien und der Staatsanwalt — haben i/ire 1Fi'eäerait/itaAmeaiiärüye Acim 
GcncA/ erster Instanz, das im Prozess toryiny, in schriftlicher Form einzu­
reichen, beziehungsweise kann die Partei den Antrag auch zu Protokoll 
geben. Die Frist für die Einlegung des Wiederaufnahmeantrages beträgt 
scc/is .1/oaate, sie ist aom Fi'idrd/ der PerAtsFra/7 des angefochtenen Urteils, 
wenn die Partei aber den Wiederaufnahmegrund erst später ei/a/iren An/ 
oder erst später tu die Anycyclniiy/e, den Wiederaufnahmeantrag einzulegen, 
von diesem Zeitpunkt an zu zählen. Diese sogenannte sidyeAtii-e H'ieder- 
aii/aaAiiie/rist gewährt den Berechtigten eine ziemlich taiiye -  unter den 
sozialistischen Staaten die längste"" -  Zeit zum Utie/tcyeii, ob sie dieses 
aussenordentliche Rechtsmittel einlegen wollen oder nicht. Mit Hinsicht 
darauf aber, dass die subjektive Wiederaufnahmefrist auch nach dem Ein­
tritt der Rechtskraft des Urteils beginnen kann, ist es nötig, im Interesse 
der PeeAtssieAerAeit der Stellung des Wiederaufnahmeantrags eine Notfrist 
zu setzen. Diese sogenannte oAyeAtire 11 lederaii/'na/iine/rist beträgt yt/ii/ 
.InAre"" beziehungsweise in den Prozessen zwischen Wirtschaftsorganen 
ein Jn/ir vom Eintritt der Rechtskraft des Urteils an.
Die vorher angeführte Regel, die die Einrechung des Wiederaufnahme­
antrags &eim Gericht erster Instanz, dos tm Prozess voryiny, vorschreibt, be­
deutet zugleich auch die Bestimmung des zur Peiirtednny des 1Fi'ederaM/- 
no/inieoMtroy.s berechtigten Gerichts. Zur Erledigung und Beurteilung des 
Wiederaufnahmeantrags ist also in erster Instanz immer dos GericAt 
AerecAtiyt, dos im Gi'MnJproze.s.s i-orytiiy, ohne Rücksicht darauf, ob der 
Wiederaufnahmeantrag gegen das rechtskräftige Urteil des Gen'eAts erster 
Instanz oder za-eiter Instanz, das auf Grund einer Berufung vorging, ge­
richtet ist. Eine solche Regelung ist in den anderen sozialistischen Staaten 
— ausser der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik*" — nicht 
bekannt; die albanische, bulgarische und kubanische ZPO erlaubt die Auf­
hebung eines rechtskräftigen Urteils infolge einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens sogar nur dem Obersten Gericht,** wie das auch bei uns zwischen 
1954 — 1958 der Fall war. Die Lösung — die theoretisch zweifellos einen 
Schönheitsfehler der ZPO darstellt -  bereitete aber in der Praxis während 
der vergangenen dreissig Jahre keine besondere Sorge, obwohl in der 
Rechtsliteratur darauf hingewiesen wurde, dass ,,die in erster Instanz vor­
gehenden Richter ein wenig Angst vor dieser Rechtsinstitution haben" . *2 
Wenn kein Grund zur Fcioci'-SMiiy, zur Zuräcl'ye&en zwecks Piyänziiiiy 
der Mängel oder zur Ferwei/itny des eingelegten Wiederaufnahmeantrags.
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ohne eine Verhandlung zu beraumen, besteht, beraumt das Gericht die 
Verhandlung. In der Verhandlung prüft das Gericht zuerst die ZT/Zü.s.sr'yA^ '/ 
der lV:'ederMM/?M/i7He Mud dem Ergebnis der Prüfung entsprechend neisi 
es den Antrag oder rer/rnnde!/ in der <S'ae/;e. Dem Ergebnis der Verhand­
lung in der Sache und der eventuell vorgenommenen Beweisaufnahme ent­
sprechend
— erMZ/ das Gericht das mit dem Wiederaufnahmeantrag angefochte- 
ne 1/r/ed MM/rec/d bzw.
— Ae/)/ es das Urteil ganz oder teilweise 7777/  u n d /77ZZ/ eine den Rechts­
vorschriften entsprechende 77e?7e E777.se/7e7dMT7y.
IV.
Das Verfahren im Zusammenhang mit dem Gesetzlichkeitsprotest
Unter unterschiedlicher Benennung zwar und auch unterschiedlich 
geregelt, ist dennoch 77/76777// in den sozialistischen Zivil verfahrensrecht 
die /7/<e7-p7-77/M77y recA/.s/rä/Z/yeT- Ge/- AA/.scTi/scAc?'d?777yc77 7.077 A777/.S ?7'cye77. 
bekannt und yereye/Z.
Bi Ungarn ist diese Rechtsinstitútion de/- Ge.se/z/A'AAed.sp70/e.s/, den 
der Gc77era/.s/aM/.sM7777'n// oder der Pröc/dcTi/ des OAc7.s/e77 GericA/eó' gegen 
in jeglicher Zivilsache gefällte Rechtskraft erlangte Entscheidungen beim 
Obersten Gericht einlegen kann, wenn die Entscheidung ye.Se/z7er/e/ze77d 
oder 7777/<ey7'M77de/ ist.
Diese Bestimmung des Kreises der zur Einlegung Berechtigten ist der 
in den anderen sozialistischen Staaten geltenden ähnlich, obwohl auch auf 
diesem Gebiet besonderer Lösungen zu finden sind. So berechtigt zum 
Beispiel die chinesische ZPO ausser de777 Pm-s/deTr/eri des O/rer.s/eTT Po/A-s- 
yer/eA/es auch die Por-st/zendcTT eme-syedes l o/A.syer/cA/e.s dazu, dass sie eine 
neue Verhandlung des rechtskräftigen Urteils oder Beschlusses der von 
ihnen geleiteten Gerichte verordnen, wenn diese ,.ausgesprochen fehlerhaft" 
sind.4-* Auch bei uns sind solche Vorschläge bekannt, die das Recht des 
Präsidenten des Obersten Gerichtes zur Einlegung des Gesetzlichkeitspro­
testes abschaffen** und diese Befugnis an seiner Stelle dem Justizminister 
übertragen wollen.*" Diese letztere Lösung wird allerdings — mit Rück­
sicht auf die Unabhängigkeit der Gerichte — von anderen Autoren miss­
billigt.*" Manchen Meinungen zufolge sollte der Kreis der Berechtigten 
innerhalb des Apparates der Staatsanwaltschaft wesentlich erweitert wei ­
den, dass heisst die Komitatsoberstaatsanwälte, sollten ermächtigt wer­
den, Gesetzlichkeitsproteste bei den Komitatsgerichten einzulegen.*'
Der Umstand, dass nach der geltenden ungarischen ZPO zur Einlegung 
des Gesetlichkeitsprotcstes der Generalstaatsanwalt und der Präsident des 
Obersten Gerichtes berechtigt sind, bedeutet nicht, dass die betroffenen 
Parteien selbst oder andere Personen beziehungsweise Organe die Einle­
gung des Protestes nicht anregen dürfen. Diese Anregungen sind 777 e/77-M 
-e/777 ProreTT/ der Fälle erfolgreich.*" Diese Erfolgsrate und die auf den An-
178 JÁNOS NÉMETH
trag auf Gesetzlichkeitsprotest gegebene, oft bloss ein-oder zweizeilige Ant­
wort ohne Begründung sind unter anderem der Grund für solche Vor­
schläge, dass — in bestimmten Fällen — die Einlegung des Gesetzlichkeits­
protestes aufrund des binnen gegebener Frist vorgebrachten Aa/ray.s der 
.Parket nach Entrichtung einer entsprechend hohen Gebühr rer/riad/ic/; ye- 
mac/d a-erden .srd/J" beziehungsweise dass im Falle der Verletzung der ma­
teriellen oder Verfahrensrechtsvorschriften die Partei zur Anfechtung der 
rechtskräftigen Entscheidung mit einem ,,der Wiederaufnahme des Ver­
fahrens ähnlichen, ausserordentlichen Rechtsmittel"^" berechtigt wer­
den soll.
Meiner Meinung nach wollen die Vertreter beider Standpunkte im 
wesentlichen das gleiche Ziel — eine dritte Beurteilung — erreichen, ge­
nauso wie der im vorgehenden dargelegte Vorschlag über die Einlegung des 
Revisionsantrags. Hier verweise ich — um Wiederholungen zu vermeiden 
— nur auf meine in Zusammenhang mit dem Revisionsantrag ausgeführten 
Argumente gegen den dritten Rechtszug.
Die DiaZeyaay des Gesetzlichkeitsprotestes i.si nic7d an eine Pri.si ye- 
¿anden. Die 1Fir/rnny einer infolge eines Gesetzlichkeitsprotestes erArac/dea 
Pa/.scAeidaay er.s/rer/d eie/; na / die Parteien aber nur in dem Fall, wenn 
der Generalstaatsanwalt oder der Pmsident des Obersten Gerichtes den 
Gesetzlichkeitsprotest ¿innen einer Fräs/ eines Ja/rre-s vom Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung an, die in dem Verfahren zugrunde liegen­
den Fall erbracht wurde, vorbringt. In diesem Fall muss die Abschrift 
des Gesetzlichkeitsprotestes den Parteien zugesandt werden und die Partei­
en müssen id.er die Aa&eraamaay znr Fer/iaad/aay, sowie darüber ia/ormier/ 
a-erdea, dass sie -scAry/ZicAe /iemer/t-anycn zum Gesetzlichkeitsprotest an­
bringen, sic/; in der Di/zaay üMSsern können und dass ihr Fernbleiben das 
Stattfinden der Verhandlung und die Entscheidungsfällung aber nicht 
hindert.
Der Gesetzlichkeitsprotest wird von einem Dreiersenat aas Bera/s- 
ricA/era des Obersten Gerichtes beurteilt. Ein Vertreter des Generalstaats­
anwaltes muss zur Sitzung eingeladen werden. Wenn der Gesetzlichkeits­
protest gegen eine Entscheidung des Obersten Gerichtes eingelegt ist, wird 
er vom Präsidia/senat des Obersten Gerichtes beurteilt. An der Sitzung des 
Präsidialsenats nehmen auch der Generalstaatsanwalt und der Justizmi­
nister teil.
Das OAere/e Ceric/d (der Präsidialsenat) verhandelt die Sache aufgrund 
des Gesetzlichkeitsprotestes in ¿¡//en/ZirAcr Fi/xaay. In der Beurteilung ist 
das Oberste Gericht an den A'a/;;;;ea de.s 6'ese/zZic/;Zci/.spro/c.s/c.s gebunden.
Wenn .sic/; die 11' ir/*aay der infolge eines Gesetzlichkeitsprotestes ge­
troffenen Fa/.scAeidaay na^ die Par/eiea a;e/d er.s/reeA/, entscheidet das 
Oberste Gericht folgendermassen:
— entweder -s/eZZ/ e.s /es/, dass die angefochtene Entscheidung ye.se/z- 
t'erZe/zend, beziehungsweise unbegründet ist,
— oder — wenn es den Gesetzlichkeitsprotest unbegründet findet —
?cei.s/ iAa md seiner №d.sc/teidaay nA.
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Wenn stcTt Jt'c №t/7*MMy Je/ infoige eines Gesetzlichkeitsprotestes ge­
brachten №?i-se7ietJMMy Mttc7t r/tt/ Jie Ikt/IcIéM erstreckt, können Entschei­
dungen zweier!ei Ait gefällt werden:
n j Das Oberste Gericht 7te6/ die auyeybr/Jene 7fa/.seAe;'JMKy im Fähe der 
Gc.sc/2M'iJ/;'y Ae 71, beziehungsweise GM^cy/ió: Jc/Ac J  ganz oder in entsprechen­
den Tei] riM/, und e /6 /ttty I  .s/rtll fArer — vorausgesetzt, dass die zur Ent­
scheidung nötigen Tatsachen tut/y/MitJ Je?- AAlCM. festgesteHt werden kön­
nen — eine Jen 7?ec/Js!or.scAr?y/CM ea/sprec-AeuJc AH/.scAciJMMy, ansonsten 
verweist es aber die Sache zar cracM/en Fcr7;u?iJ7M?iy und Entscheidung an 
das Gericht erster oder zweiter Instanz, das in der Sache vorging, zurück.
&7 Das Oberste Gericht trct'.sl Jeu. Gc.sc/27?'r7;/.'e?7.sp/o/cs7 ab. wenn er M?i- 
AeynÏMJc/ ist, wenn also die angefochtene Entscheidung den Rechtsvor­
schriften entspricht.
Durch Zeit und Umfang eingeschränkt hatte ich die Möglichkeit, die 
durch das sozialistische ungarische Zivilverfahrensrecht geregelten wichtigs­
ten Rechtsinstitutionen, die zur Überprüfung fehlerhafter Gerichtsentschei­
dungen in Anspruch genommen werden können, und einige diesbezügliche 
Probleme in /ioa/nrei? fMi/ziizeifVineu. Ich hoffe aber, dass festzusteilen war, 
dass diese Rechtsinstitutionen genauso wie die durch die Zivil verfahrensrech­
te der anderen sozialistischen Staaten geregelten im Falle ihrer richtigen 
Anwendung fähig sind, das durch sie zu realisierende Ziel : den effektiven 
Rechtsschutz zu gewährleisten.
FUSSNOTEX
' Diese Ähnlichkeit wird sein* anschaulich in der Studiensammlung präsentiert, die 
von den vor kurzem verstorbenen Professoren A. Dodrovoi.sk! und L. Xévai hcrausgegeben 
wurde. In diesem Studienband legten (ausser der Studie der Redakteure unter dem Titel 
„Die Aufgaben des sozialistischen Rechtswesens und die Grundprinzipien der Zivilverfahren 
der sozialistischen Länder") folgende Autoren das Zivilvarfahren folgender Länder — be­
schränkt auf die wichtigsten Rechtsinstitutionen — dar: X.s. S'taä-r, Bulgarische Volksre­
publik; L. Mlum — 7'. Bcaai, Ungarische Volksrepublik, II. Ilel/ner — .I. Goriuy —II. Kfctz, 
Deutsche Demokratische Republik, 11. Butsun-surur, Mongolische Volksrepublik und AI. 
XaMczMÜ; —E. B'enyereÆ, Polnische Volksrepublik. (Siehe: .4. Doéroro/sRí — L. AVcal.* 
Grashdanski prozes v sozialistitscheskih stranah — tschlenah SKV. Band 1, Moskau 
1877 bzw. Band 11, 1978.)
- Im 19. und 20. Jahrhundert übte die deutsche Rechtsdogmatik im Zivilprozessrecht 
nicht nur einen starken Einfluss auf die Rechtssystemceinzclncrgeographischnahereuropäi- 
scher Länder aus, sondern zum Beispiel auch das Rechtssystem des fernen Japan und Brasi­
lien. Siehe dazu eingehend unter anderem : 7'. .UiUnnt.' Forschungsvereinigung für deutsches 
Zivilveriährensrecht in Japan. Neue Juristische Wochenschrift, Nr. 22, 1983, S. 1245, 
-4. JsAtÆaM U — II. A nyui.' The Rôle of Conciliat ion as a Means of Dispute Solut ion Evading 
Litigation. Keio Law Review, Nr. 3, 1983, S. 38, .1. G. II. Alorrirc; Quelques aspects de la 
procedure civile brésilienne et de ses rapports avec d'autres systèmes juridiques. Revue in­
ternationale de droit comparé, Nr. 4, 1982, S. 1215— 1224.
3 Siehe ebenso: G. Brunner.* Rechtsprechung und Richterrecht in Ungar:]. Osteuropa 
Recht, 1980 Nr. 1, S. 2.
3 Siehe diesbezüglich: das Gesetz IV des Jahres 1930 über die Modifizierung der Ver­
fassung der Ungarischen Volksrepublik sowie die Verordnung mit Gesetzeskraft Nr. 46 des 
Jahres 1950 über die Moditiziereung der mit der Justizorganisation zusammenhängende]] 
Kompetenz- und Verfahrenshindernisse.
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s Siehe dazu eingehender: 1?. Brunner.' op. eit. S. 6 und 2 3 -2 4  sowie NämctA.- 
A polgári perjogunk fejlődése a felszabadulás óta (Die Entwicklung unseres Zivilprozess­
rechtes seit der Befreiung). Magyar Jog, Nr. 3 -  4, 1985, S. 289 -  290.
s Siehe ebenso: L. A^uai; Egy új polgári perrendtartás koncepciója (Über die Kon­
zeption einer neuen Zivilprozessordnung). Magyar Jog, Nr. 4, 1983, S. 290.
? Siehe in Verbindung dazu zum Beispiel: die Verordnung mit Gesetzeskraft Nr. 33 
des Jahres 1984 über die „Modifizierung einzelner zivilrechtlicher Regeln", sowie die Ver­
ordnung Nr. 4/1985. (IV. 13.) IM über die „Modifiziert)ng der Verordnung Nr. 1/1965. (f. 24.) 
IM über die Veröffentlichung des Textes der Regeln des Wechselrechtes".
s Siehe den Absatz 1 des § 233 sowie die Absätze 1 -  2 des § 234 des Gesetzes III des 
Jahres 1952 über die ungarische Zivilprocessordnung (im weiteren: ungarische ZPO), das 
am 6. Juni 1952 veröffentlicht und seither bereits dreizehnmal modifiziert wurde.
" Siehe den § 201 und den Absatz 1 des § 204 des Gesetzes über das tschechoslowakische 
Zivilgerichtsverfahren Nr. 99/1963. Sb-, welches am 4. Dezember 1963 angenommen wurde 
(im weiteren: tschechoslowakisches ZVG).
*9 Siehe die §§ 348 und 381 des am 24. Dezember 1976 angenommenen Gesetzes über 
das jugoslawische Zivilverfahren (im weiteren: jugoslawisches ZVG).
" Siehe die §§ 618-619  des am 19. August 1977 angenommenen Gesetzes Nr. 7 überdas 
kubanische Zivil-, Verwaltungs- und Arbeitsrechtsverfahren (im weiteren: kubanisches ZVG).
Siehe die §§ 205 206 und 233 — 234 des am 29. Juni 1967 angenommenen Gesetzes
über das mongolische Zivilverfahren (im weiteren: mongolisches ZVG).
" Siehe die §§ 282 — 284 und 315 — 316 des am 1!. Juni 1964 angenommenen Gesetzes 
über das Zivitverfahren der RSFSR (im weiteren: ZVG der R8FSR).
' * Siehe die §§ 299 und 301 des am 12. Februar 1948 angenommenen Gesetzes Nr. 18 
über die Modilizierung und Neuherausgabe des rumänischen Zivilverfahrensgessetzbuches 
(im weiteren: rumänisches ZVG).
Das Adjektiv „gleich" bedeutet hier nur, dass die Zivilverfahrenskodexe der auf­
gezählten Saaten zur AnyccAluny des Urtel/s und des BescA/M.?ses Inner Aolö lAree eigenen BecAte- 
s.ysle?n.s eine gleicAe Frist gewähren, und nicht, dass diese Fristen in den einzelnen Ländern 
auch gleich sind, denn zum Beispiel dem §619 des kubanischen ZVG zufolge beträgt die 
Berufungsfrist lediglich 5 Tage.
t" Mit der kleinen Korrektur, dass dem albanischen, mongolischen ZVG und dem 
Z \G  der LSI SR zufolge der Staatsanwalt keine Berufung, sondern einen Ber))/uugsproteeI 
einlegt.
*7 Eine solche abweichende Lösung besteht darin, dass die Berufung nur gegen das 
Urteil in Anspruch genommen werden kann, zur Anfechtung des Beschlusses dient in Alba­
nien die „besondere Berufung", in Bulgarien, Polen und der DDR dagegen die „Beschwerde". 
(Siehe: die §§ 250 und 282 des am 17. März 1958 angenommenen Gesetzes Nr. 2625 über das 
albanische Zivilverfahren, im weiteren: albanisches ZVG; die §§ 196 und 213 der am 2. Fe­
bruar 1952angenommenen Verordnung mit Gesetzeskraft Nr. 56 über das bulgarische Zivil­
verfahren, im weiteren: bulgarisches ZVG; den Gesetzesartikel 367 und den § 1 des Gesetzes­
artikels 394 des am 17. November 1964 angenommenen Gesetzes Nr. 296 über das polnische 
Zivilverfahren, im weiteren polnisches ZVG; den § 147 und den Absatz 1 des § 158 des am 
19. Juni 1975. angenommenen Gesetzes über die Zivilprozessordnung der DDR. im weiteren : 
ZPO der DDR.)
Ebenfalls abweichend ist die in Albanien, China und Polen zur Geltung kommende 
Lösung, die zur Anfechtung des fehlerhaften Beschlüsse eine kürzere Frist gewährt, als sie 
zur Anfechtung des Urteils zur Verfügung steht. (Siehe: die §§ 250 und 283 des albanischen 
ZVG; den § 145 des am 8. März 1982 zur versuchsweisen Anwendung angenommenen Ge­
setzes über die chinesische Zivilprozessordnung, im weiteren: chinesische ZPO; den § 1 des 
Gesetzesartikels 371 und den § 2 des Gesetzesartikels 394 des polnischen ZVG.)
'9 Im wesentlichen die gleichen, nicht verbindlichen Inhaltserfordcrnisse der Berufung 
werden auch vom tschechoslowakischen (§ 205 Abs. 2), vom jugoslawischen (§ 352) und vom 
polnischen (Gesetzesartikel 368 Punkt 6) ZVG, sowie von der ZPO der DDR (§ 152 Abs. 1 
Punkt 3) geregelt.
'"Siche im Zusammenhang damit den Absatz2 des§ 214 des tschechoslowakischen ZVG 
den § 362 des jugoslawischen ZVG, den § 150 der chinesischen ZPO und den § 1 des Gesetzes­
artikels 376 des polnischen ZVG.
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Siehe genauso: N. .7c;szoe.4zI:y.' A fellebbezési eljárással kapcsolatban felnterülő gya­
korlati problémák (Praktische Probleme des Berufungsverfahrens). Magyar Jog, 1974 Nr. 3. 
S. 163; .7. <SztMereX:y.' A polgári eljárás funkciója és hatékonysága (Die Funktionen und die 
Wirksamkeit des Zivilverfahrens) Budapest 1977, S. 285; N. .JfMzoa.szNy.' Fellebbezés. (Manu­
skript) Budapest 1984,S. 18; N. A 'o y y Gondolatok az új polgári eljárási kódexről, különös 
tekintettel a másodfokú eljárás szabályaira (Gedanken zum neuen Zivilverfahrenskodex, 
unter besonderer Hinsicht auf die Regeln des Zweitinstanzlichen Verfahrens). (Manuskript) 
Nyíregyháza 1985, 8. 23.
u Siehe diesbezüglich: N. Oáspdrdy.- Perjogi kodilikációnk — nemzetközi összefüggés­
ben (Unsere prozessrechtliche Kodifikation — itt internationalen Zusammenhang). Jogpoli­
tika, 1982 Nr. 3, 8. 10; N. Gáspdrdy.' Gondolatok az új Pp koncepciójához (Gedanken zur 
Konzeption der neuen ZPO). Magyar Jog, 1983 Nr. 6, S. 542; 7'. Nóőt«7y.' Fellebbezés (Beru­
fung). (Manuskript) Pécs 1984, S. 53; N. 77orrdíá; Fellebbezés (Berufttng). (Manuskript) 
Zalaegerszeg 1984, S. 6 8 ; Netttet/t.' Das itt der Fussnote 5 angeführte Werk. 8. 296 f.
-  Eine solche Lösung kommt zum Beispiel im österreichischen Zivilverfahrensrecht zur 
Geltung wo die Parteien auf ähnliche Weise darauf verzichten können, dass das Gericht in 
ihrer Sache eine öffentliche mündliche Verhandlung hält. Siehe diesbezüglich ausführlicher: 
!F. 77. Лес/tberyer -  D-A. Nt/noMn.- Zivilprozessrecht (Erkenntnisverfahren) unter Berück­
sichtigung des Zivilverfahrens—Novelle 1983. 2. neubearbeitete Auflage, Wien 1983,8. 330.
23 Siehe bezüglich dieses Vorschlages: N. Cdspárdy.- A polgári perek tartamának rövidí- 
tési lehetőségei törvényhozási módszerekkel (Die Abkürzungsmögüchkeiten der Dauer der 
Zivtlprozesse mit Methoden der Legislative). (Manuskript) Miskolc 1983, S. 9.
2* Siehe ähnlicherweise den Absatz 2 der §§ 205 und 208 des bulgarischen ZVG, den 
Absatz 2 des § 213des tschechoslowakischen ZVG,die§§ 362 und 373 des jugoslawischen ZVG, 
den § 2 des Gesetzesartikels 385 des polnischen ZVG, sowie den Absatz 2 des § 154 und Ab­
satz 1 des § 156 der ZPO der DDR.
23 Siehe diesbezüglich ausführlich: .7. Némct/i. A perorvoslatok (Die Rechtsmittel). 
(In: .7. N<trNas-.7. AVmefA -  L. Aarm '-./. Nzt/bereNy-Gy. Farya-7. Fida (Szerk. .7. <Szt'N 
őrreNy): Polgári eljárásjog (Zivilverfahrensrecht ) 11. kötet. Budapest 1981.) S. 25 ff.
26 Siehe ausführlicher bezüglich der die fast reine kassatorische Befugnis der Gerichte 
zweiter Instanz der RSFSR auch mit revisionistischer Verfahrensmöglichkeit erweiternden 
neuerenBestimmungen: A. .1. 77o&roM'oI#z&i— Az. -1 - /tcanotta* ASzovjctuniocsaszövetsegi 
köztársasagok polgári igazságszolgáltatásának alapjai és a polgári eljárásjogi jogalkotás tö­
kéletesítésének problémái (Die Grtmdlagcn der Zivilgerichtsbarkeit der Sowjetunion untl der 
Unionsrepubliken, sowie die Probleme der Vervollkommung der Gesetzgebung im Bereich 
des Zivilverfahrensrechtes). Magyar Jog, 1982 Nr. 9, 8. 846.
22 Die ursprünglichen Bestimmungen des bulgarischen ZVG sicherten dem Gericht 
zweiter Instanz eine kassatorisch-revisionistische Befugnis. (Siehe im Zusammenhang dazu: 
O. Stamboliew: Sabranata sa ,,reformatio in peius" i svremeniut bolgarskih grashdanski 
prozes (Das Verbot der reformatio in peius in bulgarischen Zivilverfahren). Socialistischesko 
prawo, 1982 Nr. 1, 8. 27.) Diese Lösung wurde früher durch das am 4. November 1961 an­
genommene Gesetz über die Modifizierung des ZVG, letztens durch die am 31. März 1983 
ausgegebenene Gesetzesverordnung Nr. 1040 über die Einrückung der Änderungen und Er­
gänzungen des ZVG modifiziert. Als Ergebnis dieser Änderungen konstatierte Prof. Z. 
Stalew, dass,,durch die Reform unser Verfahren zu den Lösungen der DDR, der lschechoslo- 
wakei und von Ungarn genähert wird, da sie die kassatorische Befugnis eines Gerichtes zwei­
ter Instanz einschränkt". (Z. Stalew: Reformata na wtoroinstanzionnoto proiswodstwo po 
grashdanski gdele (Die Reform des Verfahrens Zweiter Instanz in Zivilsachen) Sozialisti- 
tschesko prawo, 1983 Nr. 6, 8. 4.)
26 Forum sA Polgári eljárás átfogó újraszabályozása (Die umfassende Neuregelung 
des Zivilverfahrens). Magyar Jog, 1984 Nr. 1, S. 46.
26 Siehe z.B.: 7'. Nóőady; Das in der Fussnote 21 angeführte Werk. 8. 24 ff., N. Hör 
tdlA: Das in der Fussnote 21 angeführte Werk. S. 46.
3" Siehe z.B.: .7. NztMereAy. Megjegyzések egy készülő törvénytervezet előkészítéséhez 
(A polgári eljárás újraszabályozása) Bemerkungen zur Vorbereitung eines geplanten Ge­
setzesentwurfes (Die Neuregelung des Zivilverfahrens) Magyar Jog, 1984 Nr. 4, 8. 298 fl., 
7,- t7as2oygz&y.' Fellebbezés (Berufung). (Manuskript) Budapest 1984, S. 10 lf-, 7'. Nzaőó —N. 
-SzoM-P. Tkíny - A törvényességi óvás. (Der Gesetzlichkeitsprotest). (Manuskript) Budapest 
1984, S. 19.
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In Ungarn wurden in Jahr 1983 191 422 Zivil-, Wirtschafts- und .Arbeitsprozesse ab­
geschlossen. Von diesen war die Zahl der befugten Sachen 29 518, was 15.42 Prozent bedeutet .
3s Siehe diesbezüglich die §§ 382 — 400 des jugoslawischen ZVG.
ss Siehe diesbezüglich z.B .: --------: Änderungsvorschläge zur ZPO und anderen Ge­
setzen vorgelegt. Deutsche Richterzeitung, 1983 Xr. 5; G. &"/<u A A b sch ied  von der In­
stanzenseligkeit — eine Utopie? Monatsschrift für Deutsches Recht, 1983 Xr. 1 1 ; --------:
Verfahrensvereinfachung — Abbau dos Rechtsstaates? Deutsche Richterzeitung, 1984 Xr. 
1; / /  ./. Zieye.- Die Rechtsmittel im Zivilprozess — Hinschränkung oder Erweiterung zur 
Entlastung der Gerichte? (In: 25 Jahre Bundesrechtsanwaltskammer. München 1984. S. 
99 ff.); / / .  IE. Fasc/tMty.' Prozess reform in Österreich — Reformprobleme der Zivilprozesses. 
Comparative I.aw Rewiew, Vol. XVII — 1, 1983.
3' Die Einzelmotivierung zum XIII. Kapitel des ZPO.
33 Solche sind z.B .: wenn das Gericht — das das rechtkräftige Urteil gefällt hat — 
nicht vorschriftsmüssig besetzt war, beziehungsweise sich an der Urteilsfällung solch einer 
Richter beteiligte, dem gegenüber ein Ausschliessungsgrund bestand.
3" Die Ausnahmen in dieser Hinsicht sind die albanischen und mogolischen Zivilver­
fahrensrechte, sowie das Zivilverfahrensrecht der RS1SR.
33 Siehe so unter anderem: Gy. Bc/mbüfz — K. ZaMn.* A perújítás egyes időszerű kér­
dései a polgári eljárásban (Einzelne zeitgemässe Fragen der Wiederanufnahme des Prozesses 
in Zivilverfahren). Jogtudományi Közlöny, 196" Xr. 12, S. 661; T. BzaM; A perújítás egyes 
vitás kérdései a polgári eljárásban (Einzelne strittige Fragen der Wiederaufnahme des Pro­
zesses im Zivilverfahren). Jogtudományi Közlöny, 1969 Xr. 2 —3, S. 126; .7. .VemeMRend­
kívüli perorvoslatok a magyar polgári eljárásjogban (Ausserordentliche Rechtsmittel im 
ungarischen Zivilverfahrensrecht). Budapest 1975, S. 183 ff-, A. Gáspdrdy; Koncepció-ter­
vezet a Pp 121 —394. §-ainak átfogó újraszabályozására (Konzeptionsplan zur umfassenden 
Xeuregelung der§§ 121 — 394 der ZPO). (Manuskript) Miskolc 1984, S. 25.
3s Die subjektive Wiederaufnahmefrist wird durch das albanische, bulgarische, jugo­
slawische, polnischeundrumänische ZVG in einem Monat (beziehungsweise dreissig Tagen), 
durch das tschechoslowakische, kubanische, mongolische ZVG und das ZVG der RSFSR, 
sowie die ZPO der DDR, in drei Monaten bestimmt.
33 Mit Bezugnahme auf die Abkürzung der Dauer ries Verfahrens wurden auch schon 
Anstrengungen auf die Verminderung dieser Frist — die fünfjährige objektive Frist auf drei 
Jahre, beziehungsweise auf ein Jahr, und die sechsmonatige subjektive Frist auf dreissig Ta­
ge — unternommen. Siehe so: A. Gdspárdy.* Das in der Fussnote 23 angeführte Werk. S. 47; 
A. Korpás. Perújítás. (Manuskript) Szolnok 1984, S. 1 f.
3" Siehe so den Absatz 1 des § 232 und die Absätze 1 — 2 des § 235 des tschechoslowa­
kischen ZVG.
3' Siehe diesbezüglich: den § 302 des albanischen ZVG, den § 234 des bulgarischen ZVG 
und den § 645 des kubanischen ZVG.
33 / .  Test; Alkossunk új polgári perrendtartást! (Schaffen wir eine neue Zivilprozessord­
nung!). Magyar Jog, 1984 Xr. 12, S. 1066 f.
33 Siehe den § 157 der chinesischen ZPO.
33 Siehe so: K. Benedei;.' Gondolatok a polgári eljárás reformjáról (Gedanken über die 
Reform des Zivilverfahrens). Magyar Jog. 1984 Xr. 6, S. 509, A. Gdspdrdy.' Das is der Fuss­
note 37 angeführte Werk. S. 27.
33 Siehe diesbezüglich: Gy. Gálos.* A polgári eljárásjog újraszabályozása (Die Xeurege­
lung des Zivilprozessrechtes). Magyar Jog. 1983 Xr. 11, S. 1017, A. A'nyy .* Das in der Fussnote 
20 angeführte Werk. S. 27.
3" Siehe diesbezüglich: 7'. AoM  —B. AoM  —P. Aóuy.* Das in der Fussnote 30 ange­
führte Werk. S. 22.
33 Siehe z.B.: A. Gdspdrdy.* Das in der Fussnote 37 angeführte Werk. S. 27.
'3 In 1983 wurden 9 287 Anträge auf Gesetzlichkeitsprotest beim Generalstaatsanwalt 
und beim Präsidenten des Obersten Gerichtes eingereicht. Von diesen wurden in 953 Fällen 
Gesetzlichkeitsproteste eingelegt, was 10.26 Prozent bedeutet (nicht ganz 0,5 Prozent der 
Prozessverfahren). Siehe bezüglich der Einzelheiten der Daten: AtMerely.' Das in der
Fussnote 30 angeführte Werk. S. 299.
'3 Siehe so: A. Góspárdy.' Das in der Fussnote 37 angeführte Werk. S. 27.
3" Siehe diesbezüglich: A*. Benedei:.' Das in der Fussnote 39 angeführte Werk. S. 508.
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